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Begründung: 
 
Die bisherige Vertretung des Landkreises Uckermark wurde gem. KT-Beschluss (DS-
Nr.15/2002) durch Herrn Klemens Schmitz wahrgenommen. 
 
Nach § 10 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages der Verkehrsverbund GmbH (VBB) 
müssen die Mitglieder in den Aufsichtsrat der VBB GmbH vom jeweiligen Gesellschaf-
ter formell entsandt werden. Die Amtszeit aller Mandatsträger der VBB GmbH endet 
gem. § 10 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrags am 31.12.2008.  
 
Die Neuentsendung erfolgt ab dem 01. Januar 2009.  
 
Nach Artikel 7 des Konsortialvertrages der VBB GmbH entsenden die Landkreise ent-
weder ihren Hauptverwaltungsbeamten oder Beigeordneten/Dezernenten in den Auf-
sichtsrat.  
 
Die Entscheidung über die Entsendung der Vertreter des Landkreises in wirtschaftli-
che Unternehmen ist nach § 28 Abs. 2 Nr. 6 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) dem Kreistag vorbehalten. 
 


